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BGBl. Nr. 314/1981 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 112/2007 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 29 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2008 

Abkürzung 

MedienG 

Index 

16/01 Medien, Presseförderung 

Text 

Wahrnehmung journalistischer Sorgfalt 

§ 29. (1) Der Medieninhaber oder ein Medienmitarbeiter ist wegen eines Medieninhaltsdelikts, bei 
dem der Wahrheitsbeweis zulässig ist, nicht nur bei erbrachtem Wahrheitsbeweis, sondern auch dann 
nicht zu bestrafen, wenn ein überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung 
bestanden hat und auch bei Aufwendung der gebotenen journalistischen Sorgfalt für ihn hinreichende 
Gründe vorgelegen sind, die Behauptung für wahr zu halten. Wegen eines Medieninhaltsdelikts, das den 
höchstpersönlichen Lebensbereich betrifft, ist der Medieninhaber oder ein Medienmitarbeiter jedoch nur 
dann nicht zu bestrafen, wenn die Behauptung wahr ist und im unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
öffentlichen Leben steht. 

(2) Diese Beweise sind nur aufzunehmen, wenn sich der Beschuldigte darauf beruft. Das Gericht hat 
in den Fällen des Abs. 1 erster Satz den vom Beschuldigten angebotenen und zulässigen Wahrheitsbeweis 
auch dann aufzunehmen, wenn es die Erfüllung der journalistischen Sorgfaltspflicht als erwiesen 
annimmt. 

(3) Wird der Angeklagte nur deshalb freigesprochen, weil die im Abs. 1 erster Satz bezeichneten 
Voraussetzungen vorliegen, so hat das Gericht in sinngemäßer Anwendung des § 34 auf Veröffentlichung 
der Feststellung, daß der Beweis der Wahrheit nicht angetreten worden oder mißlungen ist, und darauf zu 
erkennen, daß der Angeklagte die Kosten des Strafverfahrens einschließlich der Kosten einer solchen 
Veröffentlichung zu tragen hat. 

(4) Die §§ 111 Abs. 3 und 112 StGB sind nicht anzuwenden. 

Anmerkung 

ÜR: Art. XXIV, BGBl. I Nr. 112/2007 
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